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Kanton Basel-Landschaft  Regierungsrat 
 

Vorlage an den Landrat  
 
 
zum Postulat 2002/230 vom 19. September 2002 von Dieter Völlmin betreffend 
Vermeidung der Mehrfachbestrafung bei SVG-Verstössen. 
 
 
Vom 14. Dezember 2004 
 
 
Am 27. März 2003 überwies der Landrat das folgende Postulat von Dieter Völlmin an den 
Regierungsrat:  
 

Verkehrsregelverletzungen lösen in der Regel zwei Verfahren aus: Einerseits wird ein 
Strafverfahren eingeleitet, in welchem entschieden wird, ob sich die betreffende Person 
strafbar gemacht hat (Art. 90 ff. SVG). Zuständig sind die Strafverfolgungsbehörden 
des Ortes, wo die strafbare Handlung begangen wurde (Art. 346 StGB), in Baselland 
der Untersuchungsrichter. Andererseits wird ein Administrativverfahren durchgeführt, in 
welchem entschieden wird, ob der Führerausweis zu entziehen oder eine Verwarnung 
auszusprechen ist (Art. 16 SVG). Dafür zuständig ist die Behörde des Wohnsitzkantons 
(Art. 22 Abs. 1 SVG). Im Kanton Basel-Landschaft obliegt diese Aufgabe der Hauptab-
teilung Verkehrssicherheit der Polizei. Aus der Sicht der Betroffenen ist es aber nur 
schwer verständlich, dass sie von zwei verschiedenen Instanzen für die gleiche Sache 
"bestraft" werden. Es entsteht beim Betroffenen der Eindruck, für die gleiche Sache 
gleich zweimal bestraft zu werden. Zudem fehlt die Gesamtsicht bei der Ausfällung der 
Sanktion und jede Behörde entscheidet nach eigenem Ermessen weitgehend ohne ge-
genseitige Koordination. 
Es ist deshalb angezeigt, diese beiden Verfahren insofern zusammenzulegen, als neu 
sowohl für die Verhängung von Administrativverfahren wie auch für die Ausfällung von 
strafrechtlichen Sanktionen die gleiche Behörde zuständig sein soll. Dies hätte den 
Vorteil, dass die beiden Entscheide aufeinander abgestimmt werden könnten, was zum 
einen einem bundesgerichtlichen Postulat entspricht und zum anderen bürgerfreundli-
cher wäre. Im Übrigen ist die Lösung bereits in den Kantonen Schaffhausen und Ob-
walden verwirklicht, wo man mit dieser Regelung bis anhin (namentlich im Hinblick auf 
die Akzeptanz bei den Betroffenen) durchwegs positive Erfahrungen gemacht hat. Auf-
grund der neueren bundesgerichtlichen Rechtsprechung und Doktrin steht dabei eine 
einheitliche Zuständigkeit bei der Strafjustiz im Vordergrund. Die damit verbundenen 
technischen Probleme wären lösbar. 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen zu prüfen, ob und inwieweit im Kanton Basel-
land eine einheitliche Zuständigkeit für die Beurteilung von SVG-Delikten ge-
schaffen werden kann und welche Anpassungen des kantonalen Rechts dazu 
notwendig wären. 
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Der Regierungsrat hat das Postulat betreffend Vermeidung der Mehrfachbestrafung 
bei SVG-Verstössen auftragsgemäss geprüft und nimmt dazu wie folgt Stellung:  
  
1.  Heutige Rechtslage 
 
Nachfolgende Ausführungen beziehen sich jeweils nur auf den Bereich und die Fragestellung 
Strassenverkehr und nicht auf die Strafverfolgung im allgemeinen.  
Die Mehrheit der Verstösse im Strassenverkehrsbereich löst zwei verschiedene Verfahren mit 
zwei unterschiedlichen Rechtsmittelwegen (Beschwerdewegen) aus:  
 
• ein Strafuntersuchungsverfahren, für welches im Kanton Basel-Landschaft die 5 

Statthalterämter (nachfolgend SHA) zuständig sind. (Das Besondere Untersuchungsrich-
teramt ist zuständig für Wirtschaftsdelikte/OK und fällt damit ausser Betracht.)  

 
Aufgabengebiete: Strafuntersuchungen für Delikte gemäss Schweizerischem Strafgesetzbuch1 
und dem Bundesgesetz über den Strassenverkehr (SVG)2 sowie dessen Nebengesetze (Ar-
beits- und Ruhezeitverordnung3, Verkehrsregelverordnung4 etc.). Erlass von Strafbefehlen 
(Bussen und Freiheitsstrafen bis 3 Monate - für höhere Strafen ist das Strafgericht zuständig)5.  
Zuständigkeit des Statthalteramtes: Tatort im Kanton Basel-Landschaft, resp. im jeweiligen 
Bezirk.  
Standorte: Liestal, Laufen, Sissach, Waldenburg und Arlesheim  
Personal im Bereich Verkehrsdelikte: rund 36 volle Stellen (3600%). 
 

• ein von der Hauptabteilung für Verkehrssicherheit der Polizei Basel-Landschaft, Bereich 
Administrative Massnahmen (nachfolgend HA Verkehrssicherheit, AM) durchgeführtes 
Administrativverfahren (Führerausweisentzug oder andere Massnahmen). 

 
Aufgabengebiete: Administrativmassnahmen gemäss SVG und Nebengesetzen (VRV, ARV 
1+2, Zulassungsverordnung (VZV)6, Verkehrsversicherungsverordnung (VVV)7 d.h. Entzug des 
Führerausweises, Verwarnung, Aberkennung des ausländischen Führerausweises, Siche-
rungsentzug aus medizinischen oder charakterlichen Gründen, medizinische Auflagen, Kon-
trolle der Einhaltung der Auflagen, Verkehrsunterricht (Nachschulung), Verweigerung des Füh-
rerausweises und Meldungen von Unfällen an die Versicherungen sowie Meldewesen für das 
Schweizerische automatisierte Register über Administrativmassnahmen (A DMAS).  
Zuständigkeit der HAVerkehrssicherheit, AM der Polizei Basel-Landschaft: Wohnsitz der fehl-
baren Person im Kanton Basel-Landschaft  
Standort: Lausen 
Personal im Bereich der Administrativmassnahmen: rund 8 volle Stellen. 

                                                 
1 Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21.12.1937, SR 311 
2 Strassenverkehrsgesetz vom 19.12.1958 
3 Verordnung vom 19. Juni 1995 über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Motorfahrzeugführer und -
führerinnen (Chauffeurverordnung, ARV 1 ) und Verordnung vom 6. Mai 1981 über die Arbeits- und Ruhezeit der 
berufsmässigen Führer von leichten Personentransportfahrzeugen und schweren Personenwagen (ARV 2), SR 
822.221 und 822.222 
4 Verkehrsregelnverordnung (VRV) vom 13.11.1962 
5 § 7 der kantonalen Strafprozessordnung vom 3. Juni 1999 (SGS 251) 
6 Verordnung vom 27.10.1976 über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV), SR 
741.51 
7 Verkehrsversicherungsverordnung (VVV) vom 20.11.1959 
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Überblick über die Zuständigkeiten:  
 

 Strafuntersuchung und Strafe Administrativmassnahmen 

 

 
Zuständigkeit: 

 
Statthalterämter: (Strafuntersuchung, Bus-
sen und Strafbefehle bis 3 Monate Frei-
heitsstrafe). 
 
§ 26 Gerichtsorganis ationsgesetz (GOG, 
SGS 170) Zuständigkeit u.a. der Statthalte-
rämter für die Strafverfolgung. 
 
§ 7 der Strafprozessordnung (StPO, SGS 
251) Zuständigkeit.  
 
Strafgericht: Strafentscheide Bussen und 
Freiheitsstrafen über 3 Monate:  
 

 
HA Verkehrssicherheit AM 
 
Art. 22 SVG Zuständigkeit  
Art. 30 ff., 36 ff., 45 ff. VZV8, 
 
§ 4 der Verordnung zum SVG 
(SGS 481.1.) Zuständigkeit der 
Polizei Basel-Landschaft, 
Hauptabteilung Verkehrssicher-
heit BL  
 
 

 
 
Strafen und Administrativmassnahmen gehen von einer unterschiedlichen gesetzgeberischen 
Absicht aus. Die Strafe stellt Vergeltung für begangenes Unrecht dar und besteht aus einer 
Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe (Busse). Die Administrativmassnahme (Führerausweis-
entzug oder andere Massnahme) hingegen dient der Förderung der Verkehrssicherheit und 
der Bekämpfung von Rückfällen. Dieses Nebeneinander beider Verfahren ist durch die 
Rechtsprechung anerkannt (vgl. z.B. den Entscheid des Bundesgerichts BGE 125 II 402 vom 
23. Juni 1999, BGE 123 II 464 vom 12. September 1997, den Entscheid des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte  Nr. 31982/96 vom 30. Mai 2000 sowie Acker-
mann/Ebensperger, Ne bis in idem in Aktuelle Juristische Praxis, AJP 7/99 S. 823 ff.). Das 
Bundesgericht präzisiert jedoch, dass die aufgrund der bestehenden Doppelspurigkeit ausge-
sprochenen Sanktionen in ihrer Gesamtheit schuldangemessen sein müssen und nicht zu 
einer verkappten Doppelbestrafung führen dürfen (BGE 123 II 464 E.2).  
 
 
2. Zahlenangaben (2003) 
 
 

Anzahl Adm. Mass-
nahmen der HA Ver-
kehrssicherheit AM 
Polizei BL in Lausen 

Strafverfahren der 
Statthalterämter gem. 
SVG und Neben- 
gesetzen 
 

davon Anzahl Ge-
schwindigkeits ü-
bertretungen gem. 
Amtsbericht des Kan-
tonsgerichtes BL  

BL Anzahl Verkehrs- 
unfälle gem. Polizeista-
tistik 2003 

7001 30'751 davon 19'644 
 

1'540 

 
Stellenprozente Bereich 
Verkehr 

HA Verkehrssicherheit 
800 

Statthalterämter 
3600 

 

                                                 
8 Verordnung vom 27.10.1976 über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV), SR 
741.51 
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3.  Mögliche Formen der "Zusammenlegung" 
 
Der Führerausweisentzug (und andere Massnahmen) wird im Bundesgesetz über den Stras-
senverkehr (SVG) nicht als strafrechtliche Massnahme aufgeführt. Vielmehr qualifiziert sie 
das Bundesgesetz als verwaltungsrechtliche Administrativmassnahme, was sich daran zeigt, 
dass sie von Gesetzes wegen von einer Verwaltungsbehörde zu verfügen ist9. Ohne Ände-
rung des SVG kann an der Zuständigkeit und dem Verfahren nichts geändert werden. Es 
braucht ein Verwaltungsverfahren mit dem entsprechenden Beschwerdeweg. Im Gegensatz 
dazu muss die strafrechtliche Busse / Haft hingegen von der dafür vorgesehenen Strafjustiz-
behörde im Rahmen eines Strafverfahrens ausgesprochen werden. Die Verwaltungsbehörde, 
die über einen allfälligen Führerausweisentzug oder eine Verwarnung zu entscheiden hat, 
kann nicht die richterliche Funktion einer Strafbehörde übernehmen10.  
 
Das Strafverfahren und das Administrativverfahren können ohne entsprechende Änderung 
des Bundesrechts nicht miteinander "fusioniert" werden. Nach geltendem Recht bleibt somit 
bloss die Möglichkeit, die Standorte der heute zuständigen Behörden zusammenzulegen 
resp. allenfalls ein neues Amt zu schaffen und/oder zusätzlich die beiden Verfahren Strafe 
und Administrativmassnahme durch eine Person, in Personalunion ausführen zu lassen. Bei 
der Variante Personalunion hätte ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin eine Doppelfunktion 
inne und wäre zuständig für 2 Verfahren: Das Strafverfahren und das Verwaltungsverfahren. 
Bei einem gemeinsamen Standort würden eine Person (Personalunion) oder auch zwei ver-
schiedene Personen verfügen, die beiden Verfahren könnten jedoch aufgrund der örtlichen 
Nähe besser koordiniert werden (Aktenübergabe, Informationsaustausch etc.). 
 
In zwei Kantonen wurden diese Lösungen umgesetzt:  
 
 
3.1. Kanton Schaffhausen: 
Im Kanton Schaffhausen ist die Idee einer einheitlichen Behörde für beide Verfahren seit der 
Schaffhauser Strafprozessordnungsrevision von 1986 (StPO, SHR 320.100) verwirklicht. Es 
handelt sich hierbei um ein besonderes Untersuchungsrichteramt, das sog. Verkehrsstrafamt 
(Art. 13 StPO SH). Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeit ist der "Verkehr". Sämtliche Delik-
te, welche sich im Zusammenhang mit dem Verkehr ereignen (von Geschwindigkeitsübertre-
tungen bis zur fahrlässigen Tötung im Strassenverkehr) werden dem Verkehrsstrafamt über-
wiesen. Die zu Grunde liegenden Bestimmungen der StPO SH lauten wie folgt:  
 

Artikel 13 StPO SH - Zuständigkeit 
1 Dem Untersuchungsrichteramt obliegt die selbständige Durchführung des Vorverfahrens in allen auf 
öffentliche Anklage hin zu verfolgenden Strafsachen, solange keine andere zuständige Behörde die 
Verfolgung übernommen hat.  
2 Das Verkehrsstrafamt führt als besondere Untersuchungsbehörde das Vorverfahren nach den Be-
stimmungen dieses Gesetzes durch, wenn ausschliesslich Verkehrswiderhandlungen Gegenstand 
des Verfahrens bilden. Als Verkehrswiderhandlungen gelten alle Übertretungs- und Vergehenstatb e-
stände der Strassenverkehrsgesetzgebung sowie der übrigen Spezialgesetzgebung im Bereiche des 
Verkehrs (Ziff. 74 der Systematischen Sammlung des Bundesrechts). Gleichgestellt sind Übertretun-

                                                 
9 Art. 22 Abs. 1 SVG: Die Ausweise werden von den Verwaltungsbehörden erteilt und entzogen. 
Entscheid des Bundesgerichts 123 II 464 E.2: "Nach geltendem Recht ist ein Führerausweisentzug im Strafverfah-
ren nicht möglich, sondern nur im Administrativverfahren." 
10 vgl. Entscheid des Bundesgerichts vom 12.9.1997, BGE 123 II 464 E.2 
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gen und fahrlässige Vergehen gegen andere Gesetze, wenn die Tat im Verkehr zu Land, zu Wasser 
oder in der Luft begangen worden ist.  
3 Das Verkehrsstrafamt kann einzelne andere strafbare Handlungen mitverfolgen, wenn diese neben 
den Verkehrswiderhandlungen von offenbar untergeordneter Bedeutung sind.  
4 ... 
 
Art. 14 StPO SH - Untersuchungsrichteramt  
1 Die Untersuchungsrichter werden auf unverbindlichen Vorschlag des Obergerichtes vom 
Grossen Rat gewählt.  
2 Das Obergericht kann für die Bearbeitung bestimmter Fälle oder auf begrenzte Zeit aus-
serordentliche Untersuchungsrichter ernennen. Es gibt dem Grossen Rat davon Kenntnis.  
3 Im übrigen wird die Organisation des Untersuchungsrichteramtes durch Dekret des Gros-
sen Rates  3) und durch Weisungen des Obergerichtes geregelt. 

Art. 15 StPO SH - Verkehrsstrafamt 
1 Das Verkehrsstrafamt steht unter der Leitung eines Polizeirichters. Dieser wird auf unverbindlichen 
Vorschlag des Regierungsrates vom Grossen Rat gewählt.  
2 Dem Polizeirichter und seinem vom Regierungsrat bezeichneten Stellvertreter kommen bei der Ver-
folgung von Verkehrswiderhandlungen die Aufgaben und Befugnisse eines Untersuchungsrichters zu. 
In dringenden Fällen können die Untersuchungsrichter den Polizeirichter vertreten  
3 Die Staatsanwaltschaft kann nach Erhebung einer Anklage in Verkehrsstraffällen die Vertretung der-
selben vor erster Instanz dem Polizeirichter überlassen.  

  
§ 4 Kantonale Strassenverkehrsverordnung (SHR 741.011) Verkehrsstrafamt 
1 Das Verkehrsstrafamt ist erstinstanzliche Verwaltungsbehörde für Administrativmassnahmen im 
Strassenverkehr.  
2 Es ist, in Zusammenarbeit mit dem Strassenverkehrs- und Schiffahrtsamt, zuständig für die Nach-
schulung von fehlbaren Lenkern und Lenkerinnen (Art. 40 f. der Verordnung über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr [VZV] 6)).  

 
 
Der Schaffhauser Polizeirichter fällt in Personalunion beide Entscheide (Strafbefehl als straf-
rechtliche Sanktion und Führerausweisentzug als Administrativmassnahme). Beide Entschei-
de werden mit unterschiedlichen Briefköpfen in einem einzigen Couvert der betroffenen Per-
son zugestellt. Rechtlich handelt es sich aber immer noch zwei verschiedene Verfahren (mit 
unterschiedlichen Instanzenzügen). Das Vehrkehrsstrafamt ist zuständig für sämtliche Admi-
nistrativmassnahmen und Strafuntersuchungen im Bereich Verkehr (inkl. Schiffe und Flug-
zeuge, soweit sie nicht in die Bundeskompetenz fallen) und verfügt auch die Bussenumwand-
lungen. Bei Verfahren am Strafgericht wird die Anklage in der Regel durch das Vehr-
kehrsstrafamt vertreten.  
 
 
Vergleich Eckdaten Kanton Basel-Landschaft mit dem Kanton Schaffhausen11  
 

 Kanton BL Kanton SH Faktor - Verhältnis  
Autobahn  ja ja   
Fläche Kanton in km2 517 299 1.72 
Bevölkerung per 31.12.2001 261'400 73'400 3.5 
Anz. Personenwagen  127'043 36'600 3.5 

 

                                                 
11 Quelle: Bundesamt für Statistik, Version vor der Umgestaltung Internetsite, Oktober 2004.  
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2003: Kt. SH 
(Adm. Massn 
und Strafen) 
zusammen 

Kanton SH 
Anzahl  
Verkehrs- 
unfälle 

2003: Kt. BL 
Adm. 
Massn. 
VA Lausen 

BL: Strafen SVG 
und Neben- 
gesetze SHA  

BL Verkehrs- 
unfälle 

BL: Geschwin-
digkeitsüber- 
tretungen 

     im total inkl.  
5000 666 (2002) 7001 30'774 1'540 19'644 

 
 

2004 Verkehrsstrafamt  
Schaffhausen 

HA Verkehrssicherheit 
Abt. Adm. Massnahmen Kan-
ton Basel-Landschaft 

SHA Kanton Basel
Landschaft 

Stellenprozente 910% 
(davon 100% befristet  
und 100% Praktikant) 

800% 3600% 

 
 
3.2.Kanton Obwalden: 
Das Verhöramt als Untersuchungsrichteramt ist einerseits für das Strafverfahren, das Verhö-
ramt als Behörde für Administrativmassnahmen im Strassenverkehr andererseits für die ver-
waltungsrechtlichen Administrativmassnahmen zuständig. Es wird auch hier in Personalunion 
zweimal verfügt.  
 
 
 
4.  Mögliche Varianten Kanton Basel-Landschaft 
 
Bei den Varianten sind wie oben geschildert einerseits geographische Zusammenlegungen 
möglich, andererseits können die Aufgaben zusätzlich auch je personell zusammengelegt 
werden oder nicht. Die personelle Zusammenlegung (Personalunion) hat den Vorteil, dass 
eine Person jeweils einen Fall als Ganzes bearbeitet (Straf- und Administrativverfahren), oh-
ne Personalunion verteilt sich die Bearbeitung eines Falles auf 2 Personen.  
Strukturelle, organisatorische oder geographische Änderungen machen nur Sinn, wenn dabei 
die Aufgaben, welche heute von einer Behörde erfüllt werden, nicht neu aufgesplittet werden. 
Die heutigen Aufgabengebiete (siehe oben Ziffer 1) müssten "en bloc" transferiert werden, da 
ansonsten komplizierte neue Zuständigkeiten geschaffen würden. Im Nachfolgenden wird 
davon ausgegangen, dass nicht lediglich nur die Einzelaufgabe "Führerausweisentzug 
ja/nein", sondern alle damit zusammenhängenden Fragestellungen (andere adm. Massnah-
men anstelle des Führerausweisentzuges, Kontrolle des Vollzugs, Wiedererteilung, ausser-
kantonale Entzüge ohne Strafverfahren, ausländ. Fahrer, Meldewesen für das gesamt-
schweizerische Register ADMAS etc., vgl. oben die Aufgabengebiete) als Einheit zu verste-
hen sind. Diese Aufgaben sind sinnvollerweise nicht aufzutrennen. Lediglich der Vollständig-
keit halber wird unten die Variante A 1 Verteilung der MitarbeiterInnen der Administrativ-
massnahmen auf die Statthalterämter aufgeführt. Da es hierbei jedoch zu einer Aufteilung 
des heute zusammenhängenden Sachbereichs Administrativmassnahmen im Verkehrsbe-
reich käme, macht diese Variante von vornherein wenig Sinn.  
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Variante A1 und A2 
Ansiedlung beider Bereiche entweder bei den Gerichten (konkret bei den Statthalte-
rämtern) oder bei der kantonalen Verwaltung (konkret bei der Hauptabteilung Ver-
kehrssicherheit der Polizei Basel-Landschaft) - rein geographische Veränderung ohne 
strukturelle Änderung 
 
Bei dieser Variante A1 müssten die Mitarbeiter/-innen der Verwaltung (HA Verkehrssicher-
heit, AM) auf die zur Gerichtsbarkeit zählenden Statthalterämter verteilt werden. Das gilt mit 
umgekehrten Vorzeichen auch für die Zuordnung der Zuständigkeit bei der Hauptabteilung 
Verkehrssicherheit der Polizei Basel-Landschaft (Variante A2). Ein/e oder mehrere Mitarbei-
ter/-innen der Statthalterämter müssten nach Lausen zur Hauptabteilung Verkehrssicherheit 
transferiert werden.  
 
Die beiden Funktionen könnten zusätzlich auch jeweils von einer resp. mehreren Personen in 
Personalunion ausgeführt werden (siehe Variante C). Diese Personen müssten dann 
gleichzeitig im Teilzeitpensum beim Statthalteramt und bei der Verwaltung (JPMD), also bei 
zwei verschiedenen Arbeitgebern des Kantons und mit zwei verschiedenen Lohnsystemen 
angestellt werden. 
 
 
A 1 5 Statthalterämter durch MitarbeiterInnen der HA Verkehrssicherheit (800%) verstärken 
 
 

Vorteile Nachteile Notwendige Anpassungen 
rein geographische 
Änderung. 

Aufsplittung der heute zentralen 
Behörde HA Verkehrssicherheit 
Bereich Adm. massnahmen  
 
Separate Unterstellungsver-
hältnisse problematisch inner-
halb der Stelle.  

Transfer der MitarbeiterInnen der 
HA Verkehrssicherheit AM (800 
Stellen%) auf die Bezirks -
Statthalterämter. 
Unterstellungen und Zuständig-
keitsordnung beibehalten. 
 

 
keine gesetzlichen  
Änderungen notwendig 
 
§ 2 PolVo (SGS 700.11) 

 
unterschiedl. Rechtsanwen-
dung, fehlender Zentralisierung 
und Fachaustausch der Adm. 
behörde - Fachwissen, welches 
jetzt zentral vorhanden, geht 
verloren. "brain-drain".  

Personalaufstockung notwendig, 
jedes Statthalteramt müsste säm t-
liche Funktionen der heutigen HA 
Verkehrssicherheit übernehmen 
können z.B. müsste jedes SHA die 
Unfallmeldungen an die Versiche-
rungen selber melden oder ans 
zentrale Register ADMAS.  

Dezentrale Struktur garantiert 
Nähe zu Betroffenen (geo-
graphisch  "näher" dran, am 
Unfall- oder Begehungsort).  

kritische Grösse der HA Ver-
kehrssicherheit nicht erreicht, 
da neue kleine Einheiten.  
 

Raumproblem  
Mehr Büroräumlichkeiten bei den 
SHA erforderlich. 

 Aufgabenbereiche, die heute 
von 1 Person ausgeführt, wer-
den auf 5 aufgeteilt. Synergieef-
fekte gehen verloren. 

neue bezirksweise Zuständigkeit 
der HA Verkehrssicherheit - ge-
setzl. Anpassung nicht zwingend (§ 
2 der PolVo, SGS 700.11, allenfalls 
anpassen). 
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A 2 (HA Verkehrssicherheit durch MitarbeiterInnen der Statthalterämter (3600%) verstärken 
 

Vorteile Nachteile Notwendige Anpassungen 
rein geographische 
Änderung. 

Abwanderung von Personal auf 
den Statthalterämtern - Auf den 
Statthalterämtern sind heute alle 
Untersuchungsbeamte für alles 
zuständig, dies garantiert Flexibi-
lität bei Unter- und Überkapazitä-
ten. Wandert Personal ab, Auf-
stockung notwendig.  

Transfer von MitarbeiterInnen der 
SHA zur HA Verkehrssicherheit.  

keine gesetzlichen  
Änderungen notwendig, wenn 
nur der "Büroplatz" geändert 
wird.  
 

Büroräumlichkeiten am aktuellen 
Ort der HA Verkehrssicherheit 
reichen nicht. 

Raumproblem  
Büroräumlichkeiten für mind. 36-
50 MitarbeiterInnen (Teilzeitpen-
sen berücksichtigen. 

Zentralisierung der Strafver-
folgung im Verkehrsbereich, 
welche heute auf 5 SHA ver-
teilt ist. 

Zentralisierung bringt grössere 
räumliche Distanz zum Unfall- 
oder Begehungsort.  
 

Keine Änderung der Zuständig-
keiten, ansonsten Gesetzesan-
passungen notwendig. siehe 
unten Variante B. 

 Organisatorisch gehören die MA 
der Strafverfolgung zu "ihren" 
Statthalterämtern (Unterstellung, 
Organisation, Briefpapier, Zu-
ständigkeit etc.), räumlich jedoch 
sehr entfernt. Dies schafft pro-
bematische Abgrenzungen.  

 

 
 
 
Variante B:  
Neues "Verkehrsstatthalteramt" (Justiz und Verwaltung zusammen an einem Standort) 
 
Es würde eine neue Behörde an einem (neuen) Ort geschaffen, mit Mitarbeitenden der Justiz 
und der Verwaltung, welche gemeinsam an einem Standort arbeiten. Ein solches neues Amt 
müsste als Untersuchungsrichteramt ausgestaltet werden (aufgrund der Strafuntersuchungs-
funktion) und wäre aufgrund seiner Spezialaufgaben und der Zuständigkeiten für den ganzen 
Kanton am ehesten vergleichbar mit dem Besonderen Untersuchungsrichteramt für Wirt-
schaftsdelikte (BUR).  
 

Vorteile Nachteile Notwendige Anpassungen 
Ein zentrales Amt für alles - 
Zentralisierung des Fachwis-
sens - Amt mit mind. 4200 
Stellenprozent (entspricht 
heutiger Stellendotierung der 
Statthalterämter plus HA 
Verkehrssicherheit Bereich 
Administrativmassnahmen). 

 
Zentralisierung bringt grössere räum-
liche Distanz zum Unfall- oder Bege-
hungsort.  
 

 
Schaffung eines neuen 
Statthalteramtes inkl. Statthal-
terIn 
 
Transfer von MitarbeiterInnen 
der SHA und der HA Ver-
kehrssicherheit. 
 

Einfachere Koordination 
zw. Strafuntersuchungs - und 
Administrativmassnahmever-
fahren. 

Finanzieller Mehraufwand (neue/r  
StatthalterIn), neue Infrastruktur und 
evtl. Personal.  

 
KV (SGS 100) 
§ 79, 84 
 

 Bindung von finanziellen und pers o-
nellen Ressourcen während der 
Reorganisationsphase.   

 
GOG (SGS 170) 
§ 3, 8, 12, 26, 28, 29, 31, 32, 
36, 38, 51 
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Abwanderung von Personal auf den 
Statthalterämtern - dort Aufstockung 
notwendig. 

 
StPO (SGS 251)  
§ 2, 6, 8a neu, 9, 85 
 
evtl. Spezialbestimmungen 
wie z.B. Telefonüberwachung 
prüfen (102a ff.). 
 

  
Problematische Doppelunterstellung 
für das Personal, welches für Admi-
nistrativmassnahmen zuständig ist.  

 
PolVO (SGS 700.11) 
§ 2 
 

  VO zum Bundesgesetz über 
den Strassenverkehr (SGS 
481.1)  
§ 4 

Büroraum wird frei am beste-
hendem Ort der HA Ver-
kehrssicherheit / Administra-
tivmassnahmen und bei den 
Statthalterämtern durch Aus-
zug dieser Abteilung. 

Raumproblem  Neuer Standort inkl. Büros. 

 Erheblicher Reorganisationsaufwand 
vgl. z.B. Schaffung des BUR im 
Rahmen der Reform der Strafjustiz, 
vgl. Vorlage 97/223 BUR. 

 

 
 
Auch hier könnten die beiden Funktionen jeweils von einer resp. mehreren Personen in Per-
sonalunion ausgeführt werden (Variante C). Die getrennten Verfahrenswege müssen nach 
wie vor eingehalten werden. Mit oder ohne Personalunion müssen daher die für die Administ-
rativmassnahmen zuständigen Personen bei der Verwaltung (und nicht beim Kantonsgericht) 
angestellt sein . 
 
 
 

Vorteile Nachteile Notwendige Anpassungen 
Nur eine Person befasst sich  
mit einem Fall  

verschiedene Aufgaben und Rollen 
in einer Person vereint 

 

 Problem der Doppelunterstellung 
(Anstellung bei 2 versch. innerkant. 
Behörden, Kantonsgericht und 
JPMD) 

 

 
 
 
5.  Würdigung  
 
Die Variante A1 Aufteilung der heutigen Hauptabteilung Verkehrssicherheit, Bereich Admi-
nistrativmassnahmen auf die 5 bestehenden Statthalterämter würde die bis anhin bewährte 
Zentralisierung bei einer Behörde aufgeben, was zu einer unnötigen Zersplitterung, mögli-
cherweise auch der Rechtspraxis, auf 5 Statthalterämter mit sich bringen würde. Diese Vari-
ante bringt keine ersichtlichen Vorteile und erscheint im Vergleich zu den anderen Varianten 
die am wenigsten sinnvolle, weshalb sie an dieser Stelle nicht weiter zu verfolgen ist.   
 



 10 

Bei der Variante A2 (HA Verkehrssicherheit wird verstärkt durch Mitglieder der Statthalteräm-
ter) müssten Untersuchungsbeamte und -beamtinnen von allen 5 Statthalterämtern (insge-
samt 3600 Stellenprozente) nach Lausen transferiert werden. Hier stellen sich vorab auch 
organisatorische und räumliche Fragen, dabei gilt es auch, die davon betroffenen Fallmengen 
und Personaldotierungen (36 Vollzeitstellen, wovon mehrere Teilzeitstellen sein dürften) mit-
zuberücksichtigen. Diese Variante wird wohl bereits am Raumproblem scheitern. Die Zustän-
digkeitsordnungen müssten beibehalten werden, sowohl die sachliche wie auch personelle 
Zuständigkeit, ansonsten wären umfassende Gesetzesänderungen wie bei der Variante B 
notwendig. Dies bedeutet, dass die MitarbeiterInnen der 5 Statthalterämter nach wie vor ihren 
eigenen Statthaltern unterstellt wären, aber ihr Büro an einem ganz anderen Ort haben. Hier 
sind Reibungsverluste und problematische Zuständigkeitsordnungen vorprogrammiert, wes-
halb auch diese Variante nicht sinnvoll erscheint. Abgesehen davon ergibt sich eine gewisse 
Problematik durch die personellen Doppelunterstellungen jeweils innerhalb des Amtes (Un-
terstellung der MitarbeiterInnen der Statthalterämter beim Kantonsgericht, die MitarbeiterIn-
nen der HA Verkehrssicherheit bei der JPMD). Diese Variante überzeugt ebenfalls nicht.  
 
Die Variante B (allenfalls kombiniert mit Variante C) entspricht der Zielsetzung des Postula-
tes am ehesten. Wenn der finanzielle und Organisationsaufwand betrieben werden soll, lohnt 
es sich, die konsequenteste Form der Zusammenlegung zu verfolgen und ein neues Amt zu 
schaffen.  
 
Zusammenfassung und Übersicht der Vor- und Nachteile eines neuen Amtes:  
 
Vorteile 
 
• Wird durch eine Person in Personalunion verfügt, müssen sich nicht 2 Personen in den-

selben Fall einarbeiten. Die Massnahmen (Strafe und Administrativmassnahme) können 
allenfalls aufeinander abgestimmt werden.  

• Ein neues Verkehrsstrafamt bietet den Vorteil der Spezialisierung und der Zentralisierung 
des Wissens.  

• Koordinations- und Kommunikationswege werden vereinfacht.  
• Die heute zahlenmässig stark ansteigenden Bussenumwandlungen (wird die Busse nicht 

bezahlt, kann sie in Haft umgewandelt werden) könnten im Bereich des Strassenverkehrs 
ebenfalls beim Verkehrsuntersuchungsrichteramt durchgeführt werden. Weitere Kapazitä-
ten im Bereich Buchhaltung wären sodann vorzusehen.  

 
 
Nachteile  
 
• Die im Rahmen der Gerichtsreform angestrebte Entflechtung von Justiz- und Verwal-

tungsaufgaben würde im Bereich Verkehr faktisch (nicht personell !) wieder rückgängig 
gemacht (seit der Gerichtsreform respektive seit Erlass des neuen Gerichtsorganisations-
gesetzes sind die Statthalterämter Teil der Gerichtsbarkeit und nicht mehr Verwaltungs-
behörden). 

• Es entsteht ein erheblicher Reorganisationsaufwand, welcher finanzielle Mehrkosten mit 
sich bringen wird. Vgl. dazu allenfalls die Umsetzung bei der Schaffung des Besonderen 
Untersuchungsrichteramtes (Vorlage an den Landrat 97/223 BUR). 
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• Koordinationsaufwand zwischen der HA Verkehrssicherheit und dem neuen Amt entsteht. 
Neue Schnittstellen.  

• Bei der Variante Personalunion bestünde eine Zugehörigkeit von einer Person zu zwei 
verschiedenen innerkantonalen Arbeitgebern, das heisst, es existierten zwei unterschied-
liche Anstellungsverhältnisse mit unterschiedlichen Lohnsystemen. Dabei ist absehbar, 
dass ein administrativer und koordinationstechnischer Mehraufwand entstehen wird.  

• Doppelfunktionen in Personalunion und in der gleichen Angelegenheit erscheinen im Hin-
blick auf die richterliche Unabhängigkeit respektive eine allfällige Befangenheit nicht un-
problematisch.  

• Wie zuvor erwähnt, haben bislang bloss zwei Kantone eine solche "Zusammenlegung" 
der Verfahren respektive Beurteilung der strafrechtlichen und der verwaltungsrechtlichen 
Aspekte in Personalunion eingeführt. Dabei handelt es sich um kleine Kantone die nicht 
mit der Grösse des Kantons Basel-Landschaft vergleichbar sind. In den Kantonen Schaff-
hausen und Obwalden fallen weniger Verfahren als in unserem Kanton an und entspre-
chend werden weniger Mitarbeitende zur deren Bearbeitung benötigt, womit auch die 
Übersicht und einheitliche Rechtsanwendung sichergestellt wird. Die Ausgangslage in 
diesen beiden Kantonen ist somit nicht die gleiche wie in unserem Kanton.   

 
 
6. Was lässt sich auch bei einer "Zusammenlegung" bzw. Reorganisation nicht  ver-
meiden ?  
 
• Bei ausserkantonalen Personen werden die Administrativmassnahmen weiterhin separat 

und im Wohnkanton geprüft werden müssen, wenn eine ausserkantonale Person eine 
strafbare Handlung im Kanton Basel-Landschaft begeht, wird die Administrativmassnah-
me im Wohnkanton separat geprüft.  

 
• In vielen Fällen sind nur Administrativmassnahmen anzuordnen und es wird kein Strafver-

fahren durchgeführt oder das Strafverfahren wurde eingestellt. Zu beachten ist, dass Ad-
ministrativmassnahmen nicht immer mit einem Strafverfahren verbunden sind sondern 
häufig unabhängig davon angeordnet werden müssen, z.B. Einschränkung oder Wegfall 
der Fahrtauglichkeit aus medizinischen Gründen.  

 
• Die Hauptproblematik besteht darin, dass die Strafuntersuchungen sehr lange dauern 

können. Dies ist nicht einzig auf die Auslastung der betroffenen Behörden zurückzufüh-
ren, sondern hat auch mit der Überlastung von Drittstellen (z.B. bei Einholung von medi-
zinischen Gutachten) und mit den Rechtsmittelwegen (Verfahren mit mehreren Instanzen) 
zu tun und lässt sich nur durch eine Erhöhung des Personalbestandes oder allenfalls ei-
ner vertieften Analyse der Verfahren und Abläufe nachhaltig verbessern.  

 
• In vielen Fällen ergehen nach wie vor 2 separate Verfügungen, wenn z.B. absehbar ist, 

dass das Strafverfahren sehr lange dauern wird, z.B. 1-2 Jahre und die administrative 
Massnahme jetzt angeordnet werden soll resp. nicht bestritten ist und daher jetzt schon 
angeordnet werden kann.  
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7. Haltung des Regierungsrates:  
 
Im Kanton Basel-Landschaft sind heute gut funktionierende Verfahren im Bereich Strafverfol-
gung und Administrativmassnahmen im Verkehrsbereich vorhanden. Bei der Schaffung eines 
neuen Amtes und einer Zuständigkeitsänderung entsteht erheblicher Arbeitsaufwand, bis 
neue Abläufe klar und eingespielt sind, die technischen und personellen Anpassungen vor-
genommen werden könnten und die neuen Strukturen umgesetzt sind. Zu berücksichtigen gilt 
auch der erhebliche finanzielle Mehraufwand für die Reorganisation. Diese bindet zudem 
erhebliche personelle Ressourcen, welche in dieser Zeit für andere Aufgaben und die Tages-
geschäfte fehlen.  
 
Anlässlich der Revision des Strafgesetzbuches, Allgemeiner Teil, wurde auf eidgenössischer 
Ebene geprüft, ob der Führerausweisentzug neu im Schweizerischen Strafgesetzbuch gere-
gelt werden sollte. Aufgrund der Vernehmlassungsergebnisse wurde diese Variante aber fal-
len gelassen. Der Bundesrat hält in seiner Botschaft vom 21. September 1998 (AS 98.038, S. 
1979 ff., 2059) unmissverständlich fest, dass die dem heutigen System angelasteten Doppel-
spurigkeiten zwischen Administrativbehörden und Strafgerichten mit einer solchen Änderung 
nicht vermieden werden könnten. Weiter weist der Bundesrat darauf hin, dass 23 Kantone, 
die grossen Parteien und viele weitere Organisationen sich im gleichzeitig durchgeführten 
Vernehmlassungsverfahren zur Revision des Strassenverkehrsrechts dafür ausgesprochen 
hätten, das Verfahren auf Führerausweisentzug unabhängig vom Strafverfahren durchführen 
zu können.  
 
Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass im Rahmen der Revision des Strassenverkehrsrechtes 
vom Parlament und dem Bundesrat neue Bestimmungen beschlossen wurden, welche zu einer 
Verschärfung der heutigen Gesetze führen. Unter anderen wird die 0,5 Promillegrenze, der Grenz-
wert 0 für bestimmte Drogen und eine verschärfte Führerausweisentzugsregelung auf den 1. Janu-
ar 2005 in Kraft gesetzt. (http://www.astra.admin.ch/html/de/news/promille.php/index.php). Diese 
Änderungen haben keine direkten Auswirkungen auf die vorliegenden Fragen des Postulates. 
 
Die Bundesgesetzgebung sieht bei Verkehrsregelverletzungen zwei separate Verfahren vor 
und solange dies nicht gesamtschweizerisch geändert wird, verbleiben den Kantonen einzig 
"kosmetische Änderungen", welche jedoch den anvisierten Erfolg nicht erbringen können 
(einige Verfahren müssten nach wie vor zeitlich gestaffelt durchgeführt werden z.B. ausser-
kantonale Zuständigkeiten). Auch mit einer Neuorganisation liesse sich nicht vermeiden, dass 
2 Verfügungen zu unterschiedlichen Zeiten ergehen, wenn beispielsweise im Strafpunkt ap-
pelliert wird und sich das Strafverfahren zeitlich hinzieht, während die Voraussetzungen zum 
Entscheid im Administrativverfahren jedoch schon vorliegen. Auch die Kantone Schaffhausen 
und Obwalden konnten keine besseren Lösungen finden und keine eigentliche "Fusionierung" 
der Verfahren erwirken. 
 
Ein Vergleich mit dem Kanton Schaffhausen zeigt, dass rein aufgrund von Grösse und stras-
sentechnischen Vorbedingungen (kleinere Verhältnisse, weniger Geschwindigkeitsübertre-
tungen) eine andere Ausgangslage besteht. Die Organisation mit einem zentralen Amt und 
der Konzentration der Verfahren auf 2 juristische Mitarbeiter (nebst weiterem Personal), wel-
che in Personalunion verfügen, wird für diesen Kanton als vorteilhaft gesehen. Es gilt dabei 
genau zu prüfen, ob dies auch in einem grösseren Kanton sinnvoll wäre. Zu prüfen sind auch 
die räumlichen Distanzen, sind doch bei Strafverfahren mit schweren Folgen auch regelmäs-
sig die Strafuntersuchungsbehörden (Statthalterämter) vor Ort am Unfallort zugegen.  
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Das aus dem Postulat hervorgehende Anliegen, dass im Bereich der Verkehrsdelikte das 
Strafverfahren und das Administrativverfahren resp. die daraus resultierenden Entscheide 
kantonsintern aufeinander abzustimmen sind, ist berechtigt. Die Gesamtsicht wird heute da-
durch sichergestellt, dass die Administrativbehörde (Hauptabteilung Verkehrssicherheit der 
Polizei Basel-Landschaft) in der Regel mit ihrem Entscheid bis zum Vorliegen des Strafent-
scheides zuwartet, insbesondere wenn sich der Betroffene gegen die Administrativmassnah-
me zur Wehr setzt oder der Sachverhalt von ihm bestritten wird. In gewissen Fällen ist es 
hingegen durchaus sinnvoll und auch nötig, dass ein Führerausweisentzug möglichst unmit-
telbar nach Begehung des Verkehrsdelikts ausgesprochen wird, denn so werden die Konse-
quenzen des fehlbaren Verhaltens bei den Betroffenen deutlicher spürbar, wenn möglichst 
rasch im Anschluss an die Tat die Massnahme verfügt ("gespürt") wird.  
 
Soll die Transparenz hinsichtlich der zwei verschiedenen Verfahren verbessert werden, kann 
dies durch entsprechende Information der betroffenen Personen und durch eine Sensibilisie-
rung der zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgen, beispielsweise indem die 
zuerst entscheidende Behörde (je nach Einzelfall die Strafbehörde oder die Administrativbe-
hörde) ausdrücklich - sei es in der Verfügung selbst oder auch in einem separaten Informati-
onsblatt - darauf hinweist, dass die Administrativbehörde im Nachgang zum Strafentscheid 
von Gesetzes wegen noch zu prüfen habe, ob eine Administrativmassnahme (Verwarnung 
oder Führerausweisentzug) anzuordnen sei. Sind die Betroffenen entsprechend informiert, 
dürfte das Verständnis für das zweistufige Verfahren eher vorhanden sein, auf eine breite 
Akzeptanz bei den Betroffenen (welche durch die angeordneten Massnahmen empfindlich 
getroffen werden und daher ohnehin nicht zufrieden sind) wird es wohl nie stossen, solange 
zwei separate Verfahrenswege bundesrechtlich vorgegeben sind.  
 
Die zuständigen Behörden Kantonsgericht und Polizei BL sprechen sich in ihren Mitberichten 
gegen eine Änderung der jetzigen Organisationsformen aus. Das Kantonsgericht gibt zu be-
denken, dass ein Transfer von Personal der Statthalterämter zur Hauptabteilung Verkehrssi-
cherheit die heutige flexible Struktur des Kapazitätenausgleichs bei den Statthalterämtern 
eingreifen würde und unabschätzbare Pesonalaufstockungen zur Folge hätte. Dasselbe gelte 
bei deiner Zentralisierung zu einem Verkehrsstatthalteramt. Das Kantonsgericht legt grossen 
Wert darauf, dass die mit der Gerichtsreform erfolgte Entflechtung von Justiz- und Verwal-
tungsbehörden beibehalten werde, was gegen eine personelle Zusammenlegung spreche.  
 
Bei allen untersuchten Varianten resultierten entweder problematische Doppelunterstellungen 
des Personals oder räumliche Trennungen vom "Hauptamt", die Zuständigkeitskonflikte pro-
vozieren. Da sich ohne entsprechende Änderung des Bundesrechts eine kostenneutrale und 
strukturerhaltende Zusammenlegung von Strafverfahren und Administrativverfahren nicht 
erreichen lasse, unterstützt das Kantonsgericht die Empfehlung und den Antrag des Regie-
rungsrates.  
 
Der Regierungsrat ist der Auffassung, dass auch bei einer Zusammenlegung der Verfahren 
nicht die erwünschte Zielsetzung bewirkt werden kann und der Reorganisationsaufwand ge-
messen am erhofften Ergebnis zu gross ist. Der Regierungsrat empfiehlt daher, das Postulat 
nicht weiterzuverfolgen und abzuschreiben.   
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8.  Zusammenfassung  
 
Die mit dem Postulat angeregte Zusammenlegung der Verfahren ist aus bundesrechtlichen 
Gründen nicht möglich (separate Verfahren gemäss SVG vorgegeben, Verwaltungsbehörde 
kann keine Strafentscheide erlassen). Mögliche Lösungen, wie die Schaffung eines neuen 
Verkehrsstrafamtes mit dem Personal der beiden heute zuständigen Behörden (Statthalte-
rämter und HA Verkehrssicherheit der Polizei Basel-Landschaft, Bereich Administrativmass-
nahmen) resp. die Verfügung/Entscheid durch eine Person in Personalunion durchführen zu 
lassen, bringen nicht die erhofften Vorteile, da in einem Teil der Fälle - aus verschiedenen 
Gründen - immer noch 2 separate Verfügungen notwendig sind. Insgesamt erscheint der Re-
organisationsaufwand gemessen an der damit erhofften Zielsetzung zu gross.  
 
 
9. Antrag  
 
Mit dem vorliegenden Bericht hat der Regierungsrat auftragsgemäss das Postulat geprüft und 
dem Landrat über seine Abklärungen berichtet.  
 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, das Postulat 2002/230 von Dieter Völlmin betref-
fend Vermeidung der Mehrfachbestrafung bei SVG-Verstössen abzuschreiben. 
 
 
Liestal, 14. Dezember 2004 Im Namen des Regierungsrates 
 der Präsident: Ballmer 
 der Landschreiber: Mundschin 


